
5. In einem Strafverfahren oder einer Verhandlung wegen eines der vor- 
bezeichneten Verbrechen kann sich der Angeklagte nicht auf Verjährung 
berufen, soweit die Zeitspanne vom 30. Januar 1933 bis zum 1. Juli 1945 
in Frage kommt. Ebensowenig stehen eine vom Naziregime gewährte 
Immunität, Begnadigung oder Amnestie der Aburteilung oder Be­
strafung im Wege.

Artikel III
1. Die Besatjungsbehörden sind berechtigt, innerhalb ihrer Besatjungs- 

zonen die folgenden Maßnahmen zu treffen:
a) Wer der Begehung eines Verbrechens verdächtig ist, einschließlich 

derjenigen Personen, die eines Verbrechens seitens einer der Ver­
einten Nationen beschuldigt werden, kann verhaftet werden; das 
in seinem Eigentum stehende oder seiner Verfügungsmacht unter­
liegende bewegliche und unbewegliche Vermögen soll unter Aufsicht 
gestellt werden, bis darüber endgültig verfügt wird.

b) Dem Justizdirektorium sollen die Namen aller Personen, die eines Ver­
brechens verdächtigt sind, die Gründe und der Ort der Inhaftnahme 
sowie die Namen und Aufenthaltsorte der Zeugen mitgeteilt werden.

c) Geeignete Maßnahmen sollen getroffen werden, damit Zeugen und 
Beweismittel im Bedarfsfälle verfügbar sind.

d) Die Besatjungsbehörden sind berechtigt, die in Haft genommenen 
und unter Anklage gestellten Personen zur Verhandlung vor ein 
dafür geeignetes Gericht zu bringen, soweit nicht ihre Auslieferung 
an eine andere Behörde nach Maßgabe dieses Gesekes oder ihre 
Freilassung erfolgt ist.

Für die Aburteilung von Verbrechen, die deutsche Staatsbürger 
oder Staatsangehörige gegen andere deutsche Staatsbürger oder 
Staatsangehörige oder gegen Staatenlose begangen haben, können 
die Besa^ungsbehörden deutsche Gerichte für zuständig erklären.

2. Die Zonenbefehlshaber bestimmen oder bezeichnen für ihre Zonen den 
Gerichtshof, vor dem die eines Verbrechens unter dem gegenwärtigen 
Geset; beschuldigten Personen abgeurteilt werden sollen, sowie die 
dabei anzuwendende Verfahrensordnung.

Die Bestimmungen des gegenwärtigen Gesekes sollen jedoch in kei­
ner Weise die Zuständigkeit oder Autorität irgendeines von den Zonen­
befehlshabern in ihren Zonen bereits errichteten oder in Zukunft zu 
errichtenden Gerichtshofs beeinträchtigen oder beschränken, das gleiche 
gilt hinsichtlich des auf Grund des Londoner Abkommens vom 8. August 
1945 ins Leben gerufenen Internationalen Militärgerichtshofes.

3. Wer zur Aburteilung vor einem Internationalen Militärgerichtshof be­
nötigt wird, kann nur mit Zustimmung des Ausschusses der Haupt­
ankläger abgeurteilt werden. Auf Verlangen soll der Zonenbefehlshaber 
eine solche Person, die sich innerhalb seiner Zone befindet, diesem 
Ausschuß überantworten und ihm Zeugen und Beweismittel zugängig 
machen.
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